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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 RJ 1684/97 A
Datum 24.09.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 519/99
Datum 19.09.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 24.09.1999 wird
zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten werden nicht erstattet.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit nach Â§Â§ 43, 44 SGB VI a.F. bzw. Â§ 44 SGB VI aus der
deutschen Versicherung des KlÃ¤gers.

Der am 1940 geborene KlÃ¤ger ist StaatsangehÃ¶riger des ehemaligen Jugoslawien
und hat seinen Wohnsitz in Bosnien-Herzegowina. Er beantragte am 27.08.1996 bei
der Beklagten Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit.

In Jugoslawien war er von Mai 1959 bis Juli 1992 insgesamt 19 Jahre
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. In der Bundesrepublik hat er zwischen
September 1968 und August 1980 insgesamt 143 Beitragsmonate zurÃ¼ckgelegt.
Bei der Untersuchung in Jugoslawien bzw. im Widerspruchsschreiben gab der
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KlÃ¤ger an, in Deutschland als KranfÃ¼hrer beschÃ¤ftigt gewesen zu sein, eine
TÃ¤tigkeit, fÃ¼r die er durch Umschulung und berufliche Rehabilitation ausgebildet
worden sei. In Jugoslawien bezieht der KlÃ¤ger seit Oktober 1993 Invalidenrente.

Mit dem Rentenantrag wurde ein Untersuchungsbericht vom 22.11. 1996 vorgelegt
sowie Unterlagen Ã¼ber stationÃ¤re Behandlungen 1996. Im Untersuchungsbericht
vom 22.11.1996 wurde die Diagnose einer Myokardiopathie und einer Extrasystole
ventrikularis bei bekannter Akromegalie diagnostiziert. Im Beruf als KranfÃ¼hrer sei
der KlÃ¤ger bereits seit Oktober 1993 arbeitsunfÃ¤hig, er sei jedoch in der Lage,
leichte Arbeiten, die kein Lenken eines Krans und auch keine Arbeiten in der HÃ¶he
erfordern, vollschichtig zu verrichten. Nach jugoslawischen Vorschriften bestehe
daher nach wie vor InvaliditÃ¤t.

Mit Bescheid vom 23.01.1997 hat die Beklagte den Rentenantrag abgelehnt mit der
BegrÃ¼ndung, dass beim KlÃ¤ger trotz der fest- rhythmusstÃ¶rungen, der
Akromegalie und der Funktionsminderung der WirbelsÃ¤ule bei
VerschleiÃ�erscheinungen ohne Wurzelreizung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
noch ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte Arbeiten bestehe und
deshalb weder Berufs- noch ErwerbsunfÃ¤higkeit vorliege.

Am 26.03.1997 widersprach der KlÃ¤ger diesem Bescheid mit der BegrÃ¼ndung, er
sei aufgrund seiner Erkrankungen unfÃ¤hig, bei voller Arbeitszeit Leistungen zu
erbringen. Aufgrund der Herzerkrankung und der Akromegalie sei er nicht einmal
unter halbschichtig einsatzfÃ¤hig. Im Ã�brigen wies er darauf hin, dass er Anspruch
auf Invalidenrente nach jugoslawischen Vorschriften seit 1993 habe, somit auch die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der deutschen
Rente erfÃ¼llt seien.

Der Arbeitgeber gab an, der KlÃ¤ger habe Facharbeiten verrichtet, die er durch
Anlernen und praktische Erfahrungen erlernt habe, es habe aber an den
theoretischen Kenntnissen gemangelt, so dass der KlÃ¤ger nicht Ã¼ber die vollen
Kenntnisse eines ausgebildeten Facharbeiters verfÃ¼gt habe. Bezahlt wurde der
KlÃ¤ger nach der Lohngruppe III des Tarifvertrages fÃ¼r das Baugewerbe.

Aus den vorgelegten Krankenunterlagen aus dem Jahre 1993 konnte der
Medizinische Dienst der Beklagten keine Ã�nderung der Beurteilung entnehmen.

Die Beklagte wies den Widerspruch im Widerspruchsbescheid vom 22.10.1997
zurÃ¼ck mit der BegrÃ¼ndung, der KlÃ¤ger kÃ¶nne vollschichtig leichte Arbeiten
verrichten. Da er in seinem zuletzt in der Bundesrepublik ausgeÃ¼bten Beruf nur
auf der Stufe eines Angelernten einzuordnen sei, seien ihm alle einfachen
angelernten oder ungelernten TÃ¤tigkeiten wie z.B. Montierer, Sortierer oder
einfacher PfÃ¶rtner zumutbar.

Mit der Klage vom 16.12.1997 begehrte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente, hilfsweise BerufsunfÃ¤higkeitsren- ErwerbsunfÃ¤higkeit
vorliege, da nach dem Bericht der Klinik in Banja Luka seit 1993 eine deutliche
Verschlechterung vor allem im Bereich der Herzerkrankung eingetreten sei. Im

                             2 / 10



 

Ã�brigen genieÃ�e der KlÃ¤ger Berufsschutz als Facharbeiter, da er im Wege der
betrieblichen Ausbildung den Status eines Facharbeiters erlangt habe und
entsprechend der Tariflohngruppe III bezahlt worden sei. Auch in Jugoslawien sei der
KlÃ¤ger bis zur Aufgabe des Berufs 1993 als KranfÃ¼hrer beschÃ¤ftigt gewesen.
Die beantragte Prozesskostenhilfe wurde bewilligt und Rechtsanwalt F. beigeordnet.

Die Begutachtung durch Dr.Z. am 22.09.1999 ergab beim KlÃ¤ger folgende
GesundheitsstÃ¶rungen: 1. Multiple Gelenkbeschwerden bei
AbnÃ¼tzungserscheinungen und Akromegalie und Verdacht auf Rheuma, 2.
Herzminderleistung bei Bluthochdruck und HerzdurchblutungsstÃ¶rungen sowie
abgelaufenem Herzinfarkt. Aufgrund dieser GesundheitsstÃ¶rungen kÃ¶nne der
KlÃ¤ger keine kÃ¶rperlich anstrengenden TÃ¤tigkeiten mit Heben und Tragen
ausfÃ¼hren, auch die volle Kraft in beiden HÃ¤nden dÃ¼rfe nicht benÃ¶tigt
werden. GrundsÃ¤tzlich hat Dr.Z. die objektiven FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen an
sÃ¤mtlichen Gelenken als nur gering bezeichnet. Das LeistungsvermÃ¶gen sei zwar
beeintrÃ¤chtigt, jedoch nicht in dem Umfang, dass zu den qualitativen auch
quantitative LeistungseinschrÃ¤nkungen hinzukommen wÃ¼rden. KÃ¶rperlich
leichte Arbeiten ohne schweres Heben und Tragen, BÃ¼cken und ohne
Zwangshaltung sowie ohne groÃ�e Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit
kÃ¶nne der KlÃ¤ger noch vollschichtig ausÃ¼ben. Im Januar 1996 sei er noch
vollschichtig einsetzbar gewesen, als Zimmerer kÃ¶nne er nicht mehr tÃ¤tig sein,
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aber unter den genannten EinschrÃ¤nkungen
eingesetzt werden. Auch die UmstellungsfÃ¤higkeit hat Dr.Z. bejaht.

Mit Urteil vom 24.09.1999 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und sich zur
BegrÃ¼ndung auf das Gutachten von Dr.Z. gestÃ¼tzt. Als angelernter Arbeiter sei
der KlÃ¤ger aufgrund des Ergebnisses dieser Beweisaufnahme noch vollschichtig
einsetzbar und somit weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig.

Die Berufung vom 13.10.1999 wurde damit begrÃ¼ndet, dass das Sozialgericht das
rechtliche GehÃ¶r verletzt habe. Es seien insbesondere Untersuchungsergebnisse
von Dr.K. nicht vollstÃ¤ndig bzw. mit zum Teil verÃ¤ndertem Inhalt wiedergegeben
worden. Die vorgelegten Befundberichte aus dem Zeitraum Februar 1999 bis
August 1999 seien nicht berÃ¼cksichtigt worden. Durch die fehlerhafte
Begutachtung seien bei der Leistungsbeurteilung deshalb verschiedene ZustÃ¤nde
nicht ausreichend berÃ¼cksichtigt worden. Der KlÃ¤ger sei auÃ�erdem nicht auf
den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar, da er mit Lohngruppe III einen
Facharbeiterlohn bezogen habe. Die Aussage des Arbeitgebers, er habe nicht Ã¼ber
alle theoretischen Kenntnisse verfÃ¼gt, Ã¤ndere nichts an seinem Status als
Facharbeiter.

Der wiederholt gestellte Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe wurde mit
den BeschlÃ¼ssen vom 23.12.1999 und 14.04.2000 abgelehnt.

Die vom KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten vorgelegten Untersuchungsberichte von August
und Dezember 1999 wurden Ã¼bersetzt, es handelt sich um augenÃ¤rztliche
Berichte.
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Der orthopÃ¤dische Gutachter Dr.F. hat folgende Diagnosen gestellt: 1.
Spondylopathia hyperostotica und leichte Spondylarthrose der HalswirbelsÃ¤ule,
Osteopenie. 2. AusgeprÃ¤gte Spondylose der LendenwirbelsÃ¤ule, 3. Gonarthrose
links mehr als rechts, 4. geringe Ellenbogengelenksarthrose beidseits, 5. initiale
Heberden- und Bouchard-Arthrose.

Auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet wurde die LeistungsfÃ¤higkeit mit vollschichtig
angegeben, da die FÃ¤higkeit zum Sitzen nicht reduziert sei und nur eine mÃ¤Ã�ige
Geh- und Stehbehinderung vorliege. Auch die Ã¼blichen Anmarschwege zur
Arbeitsstelle sind zumutbar. Als Kranfahrer kann der KlÃ¤ger nicht tÃ¤tig sein, wenn
er in das FÃ¼hrerhaus Ã¼ber Treppen oder Leitern gelangen muss.

Auf neurologisch-psychiatrischem Gebiet hat Dr.M. die Diagnosen gestellt: 1.
LÃ¤nger anhaltende leichte depressive Episode mit somatischem Syndrom, 2. distal
betonte, vorwiegend sensible, beginnende Polyneuropathie im Bereich der unteren
ExtremitÃ¤ten. FÃ¼r die Jahre 1996 und 1997 lÃ¤gen keine nervenÃ¤rztlichen
Befunde vor, so dass eine depressive StÃ¶rung von Krankheitswert mit leichter
AusprÃ¤gung erst seit 1998 nachgewiesen sei. Die leichte depressive Episode
fÃ¼hre auch nicht zu einer EinschrÃ¤nkung der zumutbaren Willensanstrengung, so
dass die EinsatzfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im Erwerbsleben aus nervenÃ¤rztlicher
Sicht allgemein nicht beeintrÃ¤chtigt sei.

Auf internem Fachgebiet hat Dr.E. im Gutachten vom 08.10.2000 folgende
GesundheitsstÃ¶rungen diagnostiziert: 1. Verdacht auf coronare Herzerkrankung
mit beginnender Herzinsuffizienz und HerzrhythmusstÃ¶rungen. 2. Verdacht auf
hypertensive Herzerkrankung. 3. AusgeprÃ¤gte HyperlipidÃ¤mie, Verdacht auf
pathologischen Glukosetoleranztest, 4. Ausschluss einer vermehrten
Wachstumshormonproduktion, 5. Helikobakter-assoziierte Gastritis, Zustand nach
Ulcus ven- triculi Refluxoesophagitis Grad II. Bei der Leistungsbeurteilung hat Dr.E.
ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Zimmerer
oder KranfÃ¼hrer nicht mehr ausÃ¼ben kÃ¶nne, er kÃ¶nne nur noch leichte
kÃ¶rperliche Arbeiten verrichten, insbesondere ohne TÃ¤tigkeiten auf Leitern und
GerÃ¼sten. Insgesamt sei eine Verschlechterung des Gesundheitszustands seit
Dezember 1996 anzunehmen und zwar auf allen drei Fachgebieten. Trotz dieser
Leistungsverschlechterung sei der KlÃ¤ger aber noch in der Lage, unter
BerÃ¼cksichtigung der EinschrÃ¤nkungen vollschichtig leichte Arbeiten zu
erbringen und auch die entsprechenden Wege zurÃ¼ckzulegen. Die mÃ¶glichen
Arbeiten kÃ¶nnten im Sitzen mit gelegentlichem Wechsel der Position ausgeÃ¼bt
werden.

Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte wies darauf hin, dass nach seiner Auffassung trotz
des Fehlends der theoretischen Kenntnisse der KlÃ¤ger als Facharbeiter einzustufen
sei.

Die Beklagte vertrat hingegen die Meinung, das Sozialgericht habe zu Recht den
KlÃ¤ger nur als angelernten Arbeiter angesehen.

Eine weitere Anfrage bei der Firma H. , dem letzten Arbeitgeber des KlÃ¤gers,
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ergab, dass die Anfrage nur teilweise beantwortet werden konnte, da im Betrieb
kein Mitarbeiter mehr beschÃ¤ftigt werde, der den KlÃ¤ger kenne oder die Anfrage
beantworten kÃ¶nnte.

Der KlÃ¤ger Ã¼bersandte eine Bescheinigung darÃ¼ber, dass er im August 1980 in
Jugoslawien die FachprÃ¼fung als Fahrer eines BrÃ¼ckenhebekrans abgelegt habe.
Er habe ab 01.09.1980 auch einen Arbeitsplatz als Bediener dieses
BrÃ¼ckenhebekrans erhalten und in diesem Beruf bis 1993 gearbeitet. Die weitere
Bescheinigung bestÃ¤tigt, dass der Kurs zur praktischen Ausbildung zur Bedienung
von Baumaschinen vom 21.12.1979 bis 08.04.1980 gedauert hat.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts
Landshut vom 24.09.1999 unter Aufhebung des Bescheides vom 23.11.1997 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 22.10.1997 zu verpflichten,
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente ab Antrag zu gewÃ¤hren. Die Beklagte beantragt, die
Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten der Beklagten sowie der
Klageakte und der Akte des Bayerischen Landessozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz -SGG-) ist zulÃ¤ssig, erweist sich jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat zu Recht die Klage abgewiesen, da der KlÃ¤ger keinen
Rentenanspruch gegen die Beklagte ab Antragstellung im August 1996 hat.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt weder die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der
BerufsunfÃ¤higkeitsrente noch der ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente.

BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§ 43 Abs.2 Satz 1 und 2 SGB VI in
der bis zum 31.12.2000 maÃ�gebenden Fassung).

Zwar ist das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers beeintrÃ¤chtigt, so dass er den
zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf als KranfÃ¼hrer nicht mehr verrichten kann. Es
verbleibt jedoch ein LeistungsvermÃ¶gen, das ihn noch in die Lage versetzt, andere
angelernte oder ungelernte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu
verrichten. Das Bundessozialgericht hat die Berufe der Versicherten in vier Gruppen
eingeteilt. Danach beurteilt sich die soziale Zumutbarkeit einer
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VerweisungstÃ¤tigkeit. Ausgehend von der Bedeutung, die Dauer und Umfang der
Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines Berufs haben, werden die Gruppen durch den
Leitberuf des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw. des besonders hoch
qualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit
einer Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters
(sonstiger Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit von bis zu zwei Jahren),
und des ungelernten Arbeiters charakterisiert (vgl. Bundessozialgericht in SozR
2200 Â§ 1246 RVO Nr.138 und 140). Ausschlaggebend fÃ¼r die Einordnung eines
bestimmten Berufs in dieses Mehrstufenschema ist die QualitÃ¤t der verrichteten
Arbeit, d.h. der aus einer Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert der Arbeit
fÃ¼r den Betrieb. Dem Versicherten ist die Verweisung auf die im Vergleich zu
seinem bisherigen Beruf nÃ¤chst niedrigere Gruppe zumutbar (stÃ¤ndige
Rechtsprechung u.a. zitiert in SozR 3-2200 Â§ 1246 RVO Nr.5).

Das Sozialgericht ist zu Recht davon ausgegangen, dass der KlÃ¤ger nicht den
Berufsschutz eines Facharbeiters genieÃ�t. Auf wiederholte Anfragen hat der
deutsche Arbeitgeber des KlÃ¤gers nicht bestÃ¤tigen kÃ¶nnen, dass der KlÃ¤ger
aufgrund seiner praktischen und theoretischen Kenntnisse wie ein Facharbeiter
bezahlt wurde. Die TÃ¤tigkeit als KranfÃ¼hrer, wie sie der KlÃ¤ger ausgeÃ¼bt hat,
war vielmehr eine angelernte TÃ¤tigkeit, die entsprechend der Arbeitsmarktlage
nach der Tariflohngruppe III bezahlt wurde. Besonders in der letzten Auskunft vom
07.12.2000 machte die Firma H. dies deutlich, wenn dort mitgeteilt wird: "Da die
praktische TÃ¤tigkeit eines Zimmerers anlernbar ist, wurden Zimmerer hÃ¤ufig als
Facharbeiter eingestellt und entlohnt, wenn die Person bereits Ã¼ber praktische
Erfahrungen auf Baustellen verfÃ¼gte. Die Anlernzeit dauerte je nach
Schwierigkeitsgrad der jeweiligen anfallenden TÃ¤tigkeit und persÃ¶nlichen
Eignung zwischen drei Monaten und zwei Jahren. Theoretische Kenntnisse werden
dabei zumeist nicht vermittelt." Den weiteren AusfÃ¼hrungen ist zu entnehmen,
dass der KlÃ¤ger 1995 zum KranfÃ¼hrer ernannt wurde; diese TÃ¤tigkeit
bezeichnete die Firma H. als Anlernberuf, wobei nicht bekannt ist, ob der KlÃ¤ger
einen solchen Ausbildungskurs besucht hat. Denn die nachgewiesene Ausbildung
zum KranfÃ¼hrer bzw. Bediener eines BrÃ¼ckenhebekrans in Jugoslawien erfolgte
erst nach Aufgabe der TÃ¤tigkeit in der Bundesrepublik. Aus dieser Qualifikation
kann der KlÃ¤ger daher keinen in Deutschland erworbenen Berufsschutz ableiten.
Im Ã�brigen hat auch diese Ausbildung in Jugoslawien lediglich einen Zeitraum von
drei Monaten umfasst, so dass er dadurch keine vergleichbare Qualifikation erreicht
hat, wie sie ein gelernter Baufacharbeiter nach einer dreijÃ¤hrigen praktischen und
theoretischen Ausbildung erworben hat.

In der Entscheidung vom 23.05.1995 (Az.: 13 RJ 67/94) hat das Bundessozialgericht
dargelegt, welche Voraussetzungen zu erfÃ¼llen sind, wenn ein KranfÃ¼hrer als
Facharbeiter einzustufen ist. Das Bundessozialgericht hat ausgefÃ¼hrt, dass zu
prÃ¼fen ist, ob fÃ¼r die TÃ¤tigkeit des KranfÃ¼hrers eine lÃ¤ngere Anlernzeit
erforderlich ist, was im Falle des KlÃ¤gers nicht eindeutig nachgewiesen ist, da der
Arbeitgeber nicht bestÃ¤tigen konnte, in welchem Umfang der KlÃ¤ger angelernt
wurde. Der Arbeitgeber hat mitgeteilt, dass die Anlernzeit je nach
Schwierigkeitsgrad zwischen drei Monaten und zwei Jahren liegt und damit sowohl
eine einfach angelernte als auch eine qualifiziert angelernte TÃ¤tigkeit sich hinter
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der Bezeichnung des KranfÃ¼hrers verbergen kann. Da aber im Falle des KlÃ¤gers
nicht der Nachweis zu fÃ¼hren ist, dass er einen entsprechenden Kurs besucht hat
oder in welchem Umfang er beim deutschen Arbeitgeber angelernt wurde, steht
fÃ¼r den Senat nicht fest, dass der KlÃ¤ger die Qualifikation eines Facharbeiters
oder auch nur eines oberen Angelernten erworben hat. FÃ¼r die UmstÃ¤nde, aus
denen der KlÃ¤ger AnsprÃ¼che ableiten will, ist er beweispflichtig, er selbst konnte
keinerlei Unterlagen Ã¼ber einen in Deutschland beim Arbeitgeber besuchten Kurs
zur Qualifizierung als KranfÃ¼hrer vorlegen. Die spÃ¤ter erworbene Qualifikation
kann nicht berÃ¼cksichtigt werden, da maÃ�geblich die qualitative Bewertung der
im Inland ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit ist (vgl. Niesel in KassKomm Â§ 43 SGB VI
Anm.42). Aus den ArbeitgeberauskÃ¼nften kann auch nicht der RÃ¼ckschluss
gezogen werden, der KlÃ¤ger habe wettbewerbsfÃ¤hig im anerkannten
Ausbildungsberuf gearbeitet, da von Seiten des Arbeitgebers ja gerade betont
wurde, dass im Betrieb kein Mitarbeiter mehr beschÃ¤ftigt ist, der den KlÃ¤ger noch
kennt und somit konkrete auf die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers bezogene AuskÃ¼nfte
erteilen kÃ¶nnte. Auch die Nichterweislichkeit dieses Umstands geht zu Lasten des
KlÃ¤gers, so dass von einer TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als nur angelernter Arbeiter im
unteren Bereich ausgegangen werden muss. Damit ist der KlÃ¤ger auf das
allgemeine Arbeitsfeld verweisbar, wobei nur TÃ¤tigkeiten mit qualitiativ ganz
geringem Wert ausscheiden (vgl. BSGE 43, 243, 246, sowie Urteil vom 23.05.1995
Az.: 13 RJ 67/94).

Das RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ist aber auch nicht derartig
eingeschrÃ¤nkt, dass eine Vielzahl von TÃ¤tigkeiten ausgeschlossen wird. So hat
besonders der zur zusammenfassenden Beurteilung aufgerufene Dr.E. dargestellt,
dass zwar eine Verschlechterung des Gesundheitszustand seit Dezember 1996 beim
KlÃ¤ger anzunehmen ist und der KlÃ¤ger seither nur noch in der Lage ist,
vollschichtig leichte Arbeiten zu verrichten. Das bedeutet, dass bei Antragstellung
1996 ein geringeres LeistungsvermÃ¶gen beim KlÃ¤ger bestanden hat als bei der
Aufgabe der BeschÃ¤ftigung in Jugoslawien 1993. FÃ¼r die Frage der
BerufsunfÃ¤higkeit ist es deshalb von Bedeutung, dass beim KlÃ¤ger die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen, nÃ¤mlich die 3/5-Belegung nur bei
Aufgabe der BeschÃ¤ftigung 1993, nicht aber bei Antragstellung im August 1996
erfÃ¼llt sind. Der KlÃ¤ger hat den letzten Beitrag in Jugoslawien bei Aufgabe seiner
TÃ¤tigkeit im Dezember 1993 errichtet, so dass zum Zeitpunkt der
Verschlechterung des Gesundheitszustand bzw. ab Januar 1996 die 36
PflichtbeitrÃ¤ge in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt des Versicherungsfalls nicht
mehr erfÃ¼llt sind. Ein Rentenanspruch des KlÃ¤gers auf BerufsunfÃ¤higkeitsrente
wÃ¤re somit nur erfÃ¼llt, wenn bereits bei Aufgabe der BeschÃ¤ftigung ein derart
eingeschrÃ¤nktes LeistungsvermÃ¶gen vorhanden gewesen wÃ¤re, dass eine
zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit nicht mehr ausgeÃ¼bt werden kann. Dies ist
jedoch nicht der Fall. Auf nervenfachÃ¤rztlichem Gebiet liegen aus der Zeit vor
1996 keine Befunde vor und nach den Angaben des KlÃ¤gers wurden erste
Symptome psychischer AuffÃ¤lligkeit in Form der erlebten inneren Unruhe mit
Verlust der VitalgefÃ¼hle erst zwei Jahre vor Untersuchung bei Dr.M. beobachtet.
Eine depressive StÃ¶rung von Krankheitswert mit leichter AusprÃ¤gung besteht
daher erst seit 1998. Nicht exakt einordnen lÃ¤sst sich die im Bereich der unteren
ExtremitÃ¤ten festgestellte Polyneuropathie, wobei dadurch auch zum Zeitpunkt
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der Untersuchung im Jahr 2000 eine wesentliche EinschrÃ¤nkung noch nicht
gegeben ist. WÃ¤hrend also bei der Untersuchung durch Dr. M. von einer
zunehmend depressiven Symptomatik auszugehen ist, bestand diese vor Dezember
1996 noch nicht; sie ist auch nicht in den jugoslawischen Unterlagen erwÃ¤hnt.

Insbesondere im Untersuchungsbericht von 1996 wird ausschlieÃ�lich Ã¼ber die
Herzkreislaufsituation berichtet und die dortige Entscheidung beruht ausschlieÃ�lich
auf den Umstand, dass der KlÃ¤ger als KranfÃ¼hrer auf Leitern und GerÃ¼sten
arbeiten muss, was aufgrund der Herzsituation und des damit verbundenen
SchwindelgefÃ¼hls nicht mehr zumutbar ist. Auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet
fÃ¼hrt Dr.F. aus, dass die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers durch die
GesundheitsstÃ¶rungen insoweit beeintrÃ¤chtigt ist als wegen des beginnenden
Kalksalzverlustes der WirbelsÃ¤ule schwerwiegende StoÃ�-, Druck- und
Stauchbelastungen vermieden werden sollten. Die deutlicheren degenerativen
VerÃ¤nderungen des linken Kniegelenks lassen Arbeiten auf Treppen und Leitern, in
knieender und hockender Stellung nicht mehr zu. Auch das GehvermÃ¶gen ist
mÃ¤Ã�ig beeintrÃ¤chtigt. Eine wesentliche Behinderung stellt hingegen das leichte
Streckdefizit der Ellenbogengelenke dar, da hier nur wenig ausgeprÃ¤gte
VerschleiÃ�erscheinungen vorzufinden sind. Auch die beginnenden degenerativen
FingergelenksverÃ¤nderungen lassen zumindestens mittelschwere TÃ¤tigkeiten mit
manueller Belastbarkeit noch zu. Der KlÃ¤ger kann auch gut sitzen, da die
Lendenbandscheiben normal weit sind und venÃ¶se BlutumlaufstÃ¶rungen an den
unteren ExtremitÃ¤ten nicht bestehen. Auch auf dem orthopÃ¤dischen Fachgebiet
hat Dr.F. festgestellt, dass es gegenÃ¼ber den vordokumentierten Befunde im Jahr
2000 zu einer Verschlimmerung gekommen ist, die er auf den Januar oder Februar
2000 datiert. Das bedeutet aber, dass auch auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet im
Jahre 1993 bzw. auch bei Antragstellung im Jahre 1996 noch von einer wesentlich
besseren Belastbarkeit des KlÃ¤gers ausgegangen werden muss. Auf internem
Fachgebiet hat Dr.E. dargestellt, dass die Verschlechterung vor allem in Form der
klinisch manifest gewordenen Herzinsuffizienz aufgetreten ist und diese
Verschlechtrung auf das Jahr 1999 zu datieren ist. WÃ¤hrend in den
echokardiographischen Vorbefunden bereits eine verringerte Auswurfreaktion
beschrieben wurde, war der klinische Befund damals noch als unauffÃ¤llig
einzustufen. Dagegen fand sich bei der Untersuchung bei Dr.E. ein beidseitiges
UnterschenkelÃ¶dem, das nicht auf die Varikosis zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kann. Es
ist davon auszugehen, dass eine diastolische VentrikelfunktionsstÃ¶rung besteht
und somit eine diastolische Herzinsuffizienz angenommen werden muss.
BezÃ¼glich der koronaren Herzerkrankung konnte Dr.E. keine wesentliche
Verschlechterung feststellen, auch der 1996 mitgeteilte Hochdruck lieÃ� sich bei
der Untersuchung nicht bestÃ¤tigen. DiesbezÃ¼glich liegt keine wesentliche
VerÃ¤nderung, sondern eher eine Stabilisierung vor, so dass eine qualitative
LeistungseinschrÃ¤nkung durch diesen Befund zum jetzigen Zeitpunkt nicht
gerechtfertigt ist. TherapiebedÃ¼rftig sind dagegen die Blutfette und die
FettstoffwechselstÃ¶rung, Ã¼berwacht werden muss auch die Glukosetoleranz. Bei
der Untersuchung durch Dr.E. war der Befund bezÃ¼glich der Gastroskopie
unauffÃ¤llig fÃ¼r das Vorliegen eines Ulcus am ZwÃ¶lffingerdarm oder im Magen.
Es bestand allerdings eine deutliche EntzÃ¼ndung der unteren SpeiserÃ¶hre, so
dass auch hier noch BehandlungsbedÃ¼rftigkeit besteht. Dadurch sind TÃ¤tigkeiten
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mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken und in Zwangshaltung nicht mehr mÃ¶glich. Die
Auswertung der aus Jugoslawien Ã¼bersandten augenÃ¤rztlichen Unterlagen ergab,
dass der KlÃ¤ger Ã¼ber keine SehstÃ¶rungen klagte und bei der orientierenden
Untersuchung ein fÃ¼r Verrichtungen im Alltag vÃ¶llig ausreichendes
SehvermÃ¶gen besteht. Die StÃ¶rung des Wachstumshormons muss behandelt
werden, wobei derzeit an den Funktionen der HÃ¤nde und der FÃ¼Ã�e keine
AuffÃ¤lligkeiten zu erkennen sind. Insgesamt hat Dr.E. auch fÃ¼r den Zustand nach
Verschlechterung der GesundheitsstÃ¶rungen zumindest leichte Arbeiten noch
vollschichtig fÃ¼r mÃ¶glich gehalten. Die Verschlimmerung des
Gesundheitszustandes ist keinesfalls vor Dezember 1996 anzunehmen. Mit dem
jetzt noch vorliegenden LeistungsvermÃ¶gen kann der KlÃ¤ger vollschichtig
TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Sitzen mit der MÃ¶glichkeit zu gelegentlichem
Wechsel der KÃ¶rperposition ausÃ¼ben; zu vermeiden sind TÃ¤tigkeiten mit
hÃ¤ufigem BÃ¼cken oder hÃ¤ufiger Zwangshaltung sowie an gefÃ¤hrdenden
Maschinen oder dauerhaft im Freien oder mit Temperaturwechsel in KÃ¤lte und
Hitze. Auch Treppen- und Leiternsteigen ist zu vermeiden. EinschrÃ¤nkungen der
Wegstrecken sind nicht anzunehmen. Bei der Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens
des KlÃ¤gers stÃ¼tzt sich der Senat auf die Ã¼berzeugenden Gutachten der
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen im Berufungs- und Klageverfahren, die jeweils die
vorliegenden Befunde und auch die Vorbefunde sorgfÃ¤ltig gewÃ¼rdigt und ihre
Beurteilung schlÃ¼ssig begrÃ¼ndet haben. Alle SachverstÃ¤ndigen sind aufgrund
ihrer langjÃ¤hrigen TÃ¤tigkeit im Bereich der Bayerischen Sozialgerichtsbarkeit in
der Lage, aufgrund ihrer Erfahrung die Auswirkungen der GesundheitsstÃ¶rungen
auf die EinsatzfÃ¤higkeit im allgemeinen Erwerbsleben sachgerecht zu beurteilen.
Zweifel an der SchlÃ¼ssigkeit der Darstellungen hat der Senat nicht.

Aus diesen Gutachten ergibt sich auch nicht, dass eine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere spezifische
LeistungseinschrÃ¤nkung vorliegt. Vor allem zum Zeitpunkt der Antragstellung,
insbesondere aber auch zum Zeitpunkt der Aufgabe der TÃ¤tigkeit, waren dem
KlÃ¤ger noch vielfÃ¤ltige BeschÃ¤ftigungen mÃ¶glich, sofern sie nicht auf Leitern
und GerÃ¼sten zu verrichten waren. Damit besteht nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts keine Veranlassung, eine konkrete
VerweisungstÃ¤tigkeit zu benennen. Auch die Unterlagen aus Jugoslawien,
insbesondere das Gutachten vom November 1996 belegen, dass zu diesem
Zeitpunkt auch die dortigen Ã�rzte noch leichte Arbeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt vollschichtig fÃ¼r mÃ¶glich gehalten haben. Die dort festgestellte
InvaliditÃ¤t bezog sich lediglich auf den Beruf des KranfÃ¼hrers. Da beim KlÃ¤ger
aber die UmstellungsfÃ¤higkeit erhalten ist und auch keine besonderen
EinschrÃ¤nkungen wie z.B. bezÃ¼glich der Handgeschicklichkeit oder der
Belastbarkeit der HÃ¤nde zu dem maÃ�geblichen Zeitpunkten bestanden und auch
keine zusÃ¤tzlichen Pausen im Arbeitsablauf erforderlich sind, sind eine Vielzahl von
TÃ¤tigkeiten und auch TÃ¤tigkeitsbildern denkbar, die der KlÃ¤ger noch verrichten
kann, so ist z.B. auch die in der Beweisanordnung beispielhaft genannte TÃ¤tigkeit
eines Warenaufmachers noch geeignet.

Somit ist festzustellen, dass die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der
BerufsunfÃ¤higkeitsrente zu keinem Zeitpunkt erfÃ¼llt sind. Damit erfÃ¼llt der
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KlÃ¤ger aber auch nicht die strengeren Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente nach Â§ 44 SGB VI. Denn er kann eine ErwerbstÃ¤tigkeit
in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit ausÃ¼ben und ist in der Lage, Arbeitsentgelt oder
Arbeitseinkommen zu erzielen, das ein Siebtel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e
Ã¼bersteigt (Â§ 44 Abs.2 Satz 1 SGB VI in der bis zum 31.12.2000 geltenden
Fassung).

Da festzustellen ist, dass der Versicherungsfall weder der Berufs- noch
ErwerbsunfÃ¤higkeit bei Antragstellung im August 1996 vorgelegen hat und der
KlÃ¤ger zum Zeitpunkt der Antragstellung die 3/5-Belegung nicht erfÃ¼llt, ist ein
Rentenanspruch unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt erfÃ¼llt. Mit dem
Heimatland des KlÃ¤gers besteht kein neues Sozialversicherungsabkommen, so
dass der Rentenbezug in Jugoslawien nicht als Aufschubzeit anrechenbar ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Ziff.1 und 2 SGG, die Revision zuzulassen, sind
nicht ersichtlich.

Erstellt am: 09.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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